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922-2-B, 922-1-B

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes und des  
Gesetzes über den  

öffentlichen Personennahverkehr in Bayern

vom 27. Februar 2023

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht 
wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Gemeindeverkehrs-

finanzierungsgesetzes

In Art.  1 Satz  1 des Bayerischen Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetzes (BayGVFG) vom 8. Dezem-
ber 2006 (GVBl. S.  969, BayRS 922-2-B), das zuletzt 
durch § 3 Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl. 
S. 388, 547) geändert worden ist, werden die Wörter „ihm 
nach § 3 Abs. 1 Satz 1, § 4 Abs. 3 des Gesetzes zur Ent-
flechtung von Gemeinschaftsaufgaben und Finanzhilfen 
(Entflechtungsgesetz – EntflechtG) vom 5.  September 
2006 (BGBl. I S. 2089, 2102) zufließenden Finanzmittel“ 
durch die Wörter „Mittel nach Art. 13g des Bayerischen 
Finanzausgleichsgesetzes“ ersetzt.

§ 2

Weitere Änderung des  
Bayerischen Gemeindeverkehrs-

finanzierungsgesetzes

Das Bayerische Gemeindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (BayGVFG) vom 8. Dezember 2006 (GVBl. S. 969, 
BayRS 922-2-B), das zuletzt durch § 1 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1.	 Art. 2 wird wie folgt geändert:

a)	 Nr. 1 wird wie folgt geändert:

aa)	 Buchst. a wird wie folgt gefasst:

„a)	 verkehrswichtigen

aa)	 innerörtlichen Straßen mit Aus

nahme von Anlieger- und Erschlie-
ßungsstraßen,

bb)	 Zubringerstraßen zum überörtli-
chen Verkehrsnetz,

cc)	 zwischenörtlichen Straßen,

dd)	 selbstständigen Geh- und Rad
wegen,

ee)	 öffentlichen Feld- und Waldwegen 
mit Bedeutung für den Radver-
kehr,“.

bb)	 Die Buchst. c und d werden aufgehoben.

cc)	 Buchst. e wird Buchst. c.

dd)	 Buchst.  f wird Buchst.  d und wie folgt ge-
fasst:

„d)	 intelligenten straßenseitigen Verkehrs-
systemen zur Erhöhung der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Verkehrs,“.

ee)	 Nach Buchst. d wird folgender Buchst. e ein-
gefügt:

„e)	 öffentlichen Umsteigeanlagen an Stra-
ßen zur Verringerung des motorisierten 
Individualverkehrs,“.

ff)	 Der bisherige Buchst. g wird Buchst. f und 
das Wort „Erschliessungsanlagen“ wird 
durch das Wort „Erschließungsanlagen“ er-
setzt.

gg)	 Im Satzteil nach Buchst. f werden nach den 
Wörtern „in der Baulast von Gemeinden 
oder Landkreisen“ das Komma gestrichen 
und die Wörter „sowie von

g)	 unselbstständigen Gehwegen an Bun-
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des-, Staats- und Kreisstraßen,

h)	 unselbstständigen Radwegen an Staats- 
und Kreisstraßen

in gemeindlicher Baulast in Ortsdurchfahr-
ten, deren Fahrbahnen sich nicht in der Bau-
last der Gemeinden befinden;

unabhängig von der Baulast können Vorhaben 
nach den Buchst. e und f auch gefördert wer-
den, wenn diese von selbstständigen kommu-
nalen Unternehmen des öffentlichen Rechts 
oder kommunalen Unternehmen in privater 
Rechtsform durchgeführt werden,“ eingefügt.

b)	 In Nr. 2 wird der Satzteil nach Buchst. b wie folgt 
gefasst:

„soweit sie dem öffentlichen Personennahver-
kehr dienen und überwiegend auf besonderem 
Bahnkörper oder auf Streckenabschnitten, die 
eine Bevorrechtigung der Bahnen durch geeig-
nete Bauformen beziehungsweise Fahrleitsyste-
me sicherstellen, geführt werden,“.

c)	 In Nr. 3 wird nach den Wörtern „Ausbau von“ das 
Wort „Umsteigeanlagen,“ eingefügt.

d)	 In Nr.  5 werden die Wörter „im Sinn der Nr.  1“ 
gestrichen.

e)	 In Nr. 6 werden die Wörter „Standard-Linienomni-
bussen und Standard-Gelenkomnibussen“ durch 
die Wörter „Linienomnibussen und Gelenkom-
nibussen sowie Tank- und Ladeinfrastruktur für  
alternative Antriebe“ ersetzt.

2.	 Art. 3 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 Der Wortlaut wird Satz 1.

b)	 Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„2In den Fällen des Art. 2 Nr. 1 ist ferner Art. 9 
Abs.  2 Satz  2 des Bayerischen Straßen- und  
Wegegesetzes zu beachten.“

3.	 Art. 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr.  3 Buchst.  b wird das Komma am Ende 
durch einen Punkt ersetzt.

b)	 Nr. 4 wird aufgehoben.

4.	 Art. 9 wird aufgehoben.

5.	 Art. 10 wird Art. 9.

§ 3

Änderung des  
Gesetzes über den  

öffentlichen Personennahverkehr in Bayern

Das Gesetz über den öffentlichen Personennah-
verkehr in Bayern (BayÖPNVG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. Juli 1996 (GVBl. S. 336, BayRS  
922-1-B), das zuletzt durch § 1 Abs. 367 der Verordnung 
vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert:

1.	 Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2.	 In Art. 1 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Absatzes“ durch 
die Angabe „Abs.“ ersetzt.

3.	 Art. 3 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a)	 In Satz 1 wird nach dem Wort „Personenbeför-
derungsgesetzes“ die Angabe „(PBefG)“ einge-
fügt.

b)	 In den Sätzen 2 und 4 werden jeweils die Wörter 
„des Personenbeförderungsgesetzes“ durch die 
Angabe „PBefG“ ersetzt.

4.	 Art. 8 wird wie folgt geändert:

a)	 In Abs. 2 werden die Wörter „Verordnung (EWG) 
1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 in der Fas-
sung der Verordnung (EWG) 1893/91 des Ra-
tes vom 20. Juni 1991, in der jeweils geltenden 
Fassung,“ durch die Angabe „Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007“ ersetzt. 

b)	 In Abs.  3 werden die Wörter „Gesetz über die 
Kostenfreiheit des Schulwegs“ durch das Wort 
„Schulwegkostenfreiheitsgesetz“ ersetzt.

5.	 Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a)	 In Abs.  2 wird das Wort „Absatzes“ durch die  
Angabe „Abs.“ ersetzt.

b)	 In Abs. 4 wird die Angabe „Nr. 2“ durch die Anga-
be „Nr. 3“ ersetzt. 

6.	 Art. 14 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a)	 In Nr. 1 wird die Angabe „Art. 2 Nr. 1 Buchst. f“ 
durch die Angabe „Art. 2 Nr. 1 Buchst. e“ ersetzt.
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b) In Nr. 3 wird vor den Wörtern „zentralen Omni-
busbahnhöfen“ das Wort „Umsteigeanlagen,“
eingefügt.

c) In Nr. 6 werden die Wörter „Standard-Linienom-
nibussen, Standard-Gelenkomnibussen“ durch
die Wörter „Linienomnibussen, Gelenkomnibus-
sen, Tank- und Ladeinfrastruktur für alternative
Antriebe“ ersetzt.

7. In Art.  15 Abs.  2 werden die Wörter „Verordnung
(EWG) 1191/69 des Rates vom 26. Juni 1969 in der
Fassung der Verordnung (EWG) 1893/91 des Rates
vom 20. Juni 1991, in der jeweils geltenden Fassung,“
durch die Angabe „Verordnung (EG) Nr. 1370/2007“
ersetzt.

8. In Art. 16 Abs. 3 Satz 1 werden die Wörter „Geset-
zes zur Regionalisierung des öffentlichen Personen-
nahverkehrs (Regionalisierungsgesetz – RegG) vom
27. Dezember 1993 (BGBl I S.  2378, 2395) in der
jeweils geltenden Fassung“ durch das Wort „Regio-
nalisierungsgesetzes (RegG)“ ersetzt.

9. In Art. 17 Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „§§ 5 und 8
RegG“ durch die Angabe „§ 5 RegG“ ersetzt.

10. In Art. 18 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Absatz“ durch
die Angabe „Abs.“ ersetzt.

11. Art. 21 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „Finanzausgleichs-
gesetzes in der jeweils geltenden Fassung“ durch
die Wörter „Bayerischen Finanzausgleichsgeset-
zes (BayFAG)“ ersetzt.

b) Die Abs. 2 bis 4 werden wie folgt gefasst:

„(2) Die Mittel sind zur Sicherung der Kom-
plementärfinanzierung von Bau- oder Ausbau-
vorhaben des allgemeinen öffentlichen Perso-
nennahverkehrs einzusetzen, die nach dem 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz oder 
nach dem Bayerischen Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz gefördert werden.

(3) Die Fördervoraussetzungen gelten als
erfüllt, wenn die Voraussetzungen für eine För-
derung nach dem Gemeindeverkehrsfinanzie-

rungsgesetz oder dem Bayerischen Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz vorliegen.

(4) Die Kosten für ein nach Abs.  3 förder-
fähiges Vorhaben gelten in dem Umfang als 
zuwendungsfähig, in dem sie nach dem Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz oder dem 
Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzierungs-
gesetz und deren Ausführungsbestimmungen 
zuwendungsfähig sind.“

12. In Art. 22 Abs. 2 werden die Wörter „des Finanzaus-
gleichsgesetzes“ durch die Angabe „BayFAG“ und die
Wörter „in den Programmen nach § 3 Abs. 1 Satz 2
EntflechtG enthalten sind, die in Verdichtungsräumen
oder den zugehörigen Randgebieten liegen und de-
ren zuwendungsfähige Kosten fünfzig Millionen Euro
überschreiten“ durch die Wörter „nach dem Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetz gefördert wer-
den“ ersetzt.

13. Art. 23 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Wörter „aus den Program-
men nach §  3 Abs.  1 Satz  2 EntflechtG oder
nach“ durch die Wörter „nach dem Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz oder“ ersetzt.

b) In Abs. 3 wird das Wort „Absätzen“ durch die An-
gabe „Abs.“ ersetzt.

14. In Art. 29 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§§ 5 und 8
RegG“ durch die Angabe „§ 5 RegG“ ersetzt.

§ 4

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. März 2023 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 1 mit Wirkung vom 1. Januar 
2020 in Kraft.

München, den 27. Februar 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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86-8-A/G, 2122-5-G

Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze und der 
Heilberufezuständigkeitsverordnung

vom 14. Februar 2023

Es verordnen auf Grund

–– des §  49 des Pflegeberufegesetzes (PflBG) vom
17. Juli 2017 (BGBl.  I S.  2581), das zuletzt durch
Art.  9a des Gesetzes vom 11.  Juli 2021 (BGBl.  I
S. 2754) geändert worden ist, und

–– des Art. 1 Abs. 2 des Zuständigkeitsgesetzes (ZustG)
vom 7. Mai 2013 (GVBl. S. 246, BayRS 2015-1-V),
das zuletzt durch § 1 Abs. 36 der Verordnung vom
26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden ist,

die Bayerische Staatsregierung und

–– des Art. 31 Abs. 1 Nr. 7 Buchst. f des Gesundheits-
dienstgesetzes (GDG) vom 10.  Mai 2022 (GVBl.
S. 182, BayRS 2120-12-G), das durch Art. 32b des
Gesetzes vom 10.  Mai 2022 (GVBl. S.  182) und
durch §  2 des Gesetzes vom 23.  Mai 2022 (GVBl.
S. 224) geändert worden ist,

das Bayerische Staatsministerium für Gesundheit und 
Pflege:

§ 1

Änderung der  
Verordnung zur Ausführung der Sozialgesetze 

§ 136 der Verordnung zur Ausführung der Sozial-
gesetze (AVSG) vom 2. Dezember 2008 (GVBl. S. 912, 
982, BayRS 86-8-A/G), die zuletzt durch Verordnung vom 
31. Mai 2022 (GVBl. S. 275) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. Nach Abs. 7 wird folgender Abs. 8 eingefügt:

„(8) 1Zuständig für die Anerkennung von auslän-
dischen Berufsabschlüssen nach 

1. den §§ 40 bis 43 PflBG in Verbindung mit den
§§ 43 bis 48 PflAPrV,

2. § 66a PflBG und § 2 des Krankenpflegegesetzes
in der am 31.  Dezember 2019 geltenden Fas-
sung in Verbindung mit den §§ 20 bis 20c der

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung über die 
Berufe in der Krankenpflege in der am 31. De-
zember 2019 geltenden Fassung sowie 

3. § 66a PflBG und § 2 des Altenpflegegesetzes in
der am 31. Dezember 2019 geltenden Fassung
in Verbindung mit §  21 der Altenpflege-Aus-
bildungs- und Prüfungsverordnung in der am
31. Dezember 2019 geltenden Fassung

ist das Landesamt für Pflege. 2Abweichend von 
Satz 1 bleibt für die Entscheidung über Anträge, die 
bis zum Ablauf des 30. Juni 2023 eingegangen sind, 
die jeweilige Regierung zuständig.“ 

2. Der bisherige Abs. 8 wird Abs. 9.

§ 2

Änderung der  
Heilberufezuständigkeitsverordnung 

In § 3a Abs. 1 Satz 1 der Heilberufezuständigkeits-
verordnung (HeilBZustV) vom 17. Dezember 1996 (GVBl. 
S. 549, BayRS 2122-5-G), die zuletzt durch § 1 der Ver-
ordnung vom 27. Oktober 2022 (GVBl. S. 664) geändert
worden ist, werden nach dem Wort „zuständig“ die Wörter
„ , soweit sich nicht hinsichtlich der Anerkennung auslän-
discher Berufsabschlüsse eine abweichende Zuständig-
keit aus § 136 Abs. 8 der Verordnung zur Ausführung der
Sozialgesetze ergibt“ eingefügt.

§ 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft.

München, den 14. Februar 2023

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Bayerisches Staatsministerium 
für Gesundheit und Pflege

Klaus H o l e t s c h e k , Staatsminister
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111-1-1-I

Verordnung  
zur Änderung der  

Landeswahlordnung

vom 27. Januar 2023

Auf Grund des Art.  92 des Landeswahlgesetzes 
(LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juli 
2002 (GVBl. S.  277, 620, BayRS  111-1-I), das zuletzt 
durch Gesetz vom 23. Mai 2022 (GVBl. S. 218) geändert 
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium 
des Innern, für Sport und Integration:

§ 1

Die Landeswahlordnung (LWO) vom 16.  Februar 
2003 (GVBl. S.  62, BayRS 111-1-1-I), die zuletzt durch 
§ 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2019 (GVBl. S. 342) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In § 13 Abs. 6 werden die Wörter „35. Tag vor der
Abstimmung“ durch das Wort „Stichtag“ ersetzt.

2. In § 15 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort „  , Geburtsort“
gestrichen.

3. Dem § 16 wird folgender Abs. 5 angefügt:

„(5) 1Stellt der Landeswahlleiter fest, dass die 
fristgemäße Benachrichtigung nach Abs.  1 infolge 
von Naturkatastrophen oder ähnlichen Ereignissen 
höherer Gewalt gestört ist, bestimmt er, dass sie in 
dem betroffenen Gebiet später erfolgen kann. 2Wenn 
zu besorgen ist, dass die Benachrichtigung nach 
Abs. 1 nicht bis zum sechsten Tag vor der Wahl erfol-
gen kann, bestimmt er, dass die Stimmberechtigten 
in anderer geeigneter Weise über die Angaben nach 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 2, 3 und 5 bis 8 zu benachrichtigen 
sind. 3Der Landeswahlleiter kann hierzu im Einzelfall 
ergänzende Regelungen zur Anpassung an die be-
sonderen Verhältnisse treffen. 4Er macht die Grün-
de für die Störung, das betroffene Gebiet, die von 
ihm für den Einzelfall getroffenen Regelungen und 
die Art der Benachrichtigung in geeigneter Weise  
bekannt.“

4. Dem § 19 Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Eine stimmberechtigte Person mit Behinderung
kann sich hierbei der Hilfe einer anderen Person be-
dienen; § 46 gilt entsprechend.“

5. In § 25 Abs. 5 Satz 6 wird die Angabe „Abs. 1 Satz 4“
durch die Wörter „Abs. 3 Satz 2 und 3“ ersetzt.

6. § 34 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestri-
chen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

7. § 49 wird wie folgt gefasst:

„§ 49

Schluss der Abstimmung

1Sobald die Abstimmungszeit abgelaufen ist, wird 
dies vom Wahlvorsteher bekanntgegeben. 2Von da ab 
sind nur noch die Stimmberechtigten zur Stimmab-
gabe zuzulassen, die vor Ablauf der Abstimmungs-
zeit erschienen sind und sich im Abstimmungsraum 
oder aus Platzgründen davor befinden. 3Nach Ablauf 
der Abstimmungszeit eintreffenden Personen ist der 
Zutritt zur Stimmabgabe zu sperren; Art. 11 LWG ist 
zu beachten. 4Nachdem die vor Ablauf der Abstim-
mungszeit erschienenen Stimmberechtigten ihre 
Stimme abgegeben haben, erklärt der Wahlvorsteher 
die Abstimmungshandlung für geschlossen.“

8. In § 55 Abs. 1 werden nach dem Wort „Wahlvorstand“
die Wörter „vorbehaltlich der Anordnung nach Art. 6
Nr. 5 LWG“ eingefügt.

9. In § 92 wird die Angabe „31. März 2018“ durch die
Angabe „28. Februar 2023“ ersetzt.

10. Die Anlagen 16, 18 und 20 erhalten die aus dem An-
hang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft.

München, den 27. Januar 2023 

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Sport und Integration

Joachim H e r r m a n n , Staatsminister
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Anhang
(zu § 1 Nr. 10)

Anlage 16
(zu § 64 Abs. 1)
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2132-1-24-B

Verordnung 
zur Änderung der  

Digitalen Bauantragsverordnung

vom 1. Februar 2023

Auf Grund 

–– des Art.  80a Satz  1 der Bayerischen Bauordnung
(BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. August 2007 (GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember
2022 (GVBl. S. 704) geändert worden ist, in Verbin-
dung mit § 2 Nr. 5 der Delegationsverordnung (DelV)
vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V),
die zuletzt durch Verordnung vom 6. Dezember 2022
(GVBl. S. 679), durch Art. 17a Abs. 3 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 695), durch Ver-
ordnung vom 13.  Dezember 2022 (GVBl. S.  725),
durch § 3 der Verordnung vom 13. Dezember 2022
(GVBl. S. 727) und durch § 2 der Verordnung vom
21. Dezember 2022 (BayMBl. 2022 Nr. 762) geändert
worden ist, und

–– des Art.  7 Abs.  3 Satz  1 des Bayerischen Abgra-
bungsgesetzes (BayAbgrG) vom 27. Dezember 1999
(GVBl. S.  532, 535, BayRS 2132-2-B), das zuletzt
durch §  2 des Gesetzes vom 23.  Dezember 2020
(GVBl. S.  663) geändert worden ist, in Verbindung
mit § 2 Nr. 6 der Delegationsverordnung (DelV) vom
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die
zuletzt durch Verordnung vom 6.  Dezember 2022
(GVBl. S. 679), durch Art. 17a Abs. 3 des Gesetzes
vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 695), durch Ver-
ordnung vom 13.  Dezember 2022 (GVBl. S.  725),
durch § 3 der Verordnung vom 13. Dezember 2022
(GVBl. S. 727) und durch § 2 der Verordnung vom
21. Dezember 2022 (BayMBl. 2022 Nr. 762) geändert
worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr:

§ 1

§ 1 Abs.  2 der Digitalen Bauantragsverordnung
(DBauV) vom 2.  Februar 2021 (GVBl. S.  26, BayRS 
2132-1-24-B), die zuletzt durch Verordnung vom 5. Janu-
ar 2023 (GVBl. S. 12) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert:

1. Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach Nr. 9 wird folgende Nr. 10 eingefügt:

„10.	 Landratsamt Freyung-Grafenau,“.

b) Die bisherigen Nrn. 10 bis 15 werden die Nrn. 11
bis 16.

c) Nach Nr. 16 wird folgende Nr. 17 eingefügt:

„17.	 Landratsamt München,“.

d) Die bisherigen Nrn. 16 bis 24 werden die Nrn. 18
bis 26.

e) Nach Nr. 26 wird folgende Nr. 27 eingefügt:

„27.	 Landratsamt Unterallgäu,“.

f) Die bisherige Nr.  25 wird Nr.  28 und das Wort
„und“ wird durch ein Komma ersetzt.

g) Die bisherige Nr.  26 wird Nr.  29 und der
Punkt am Ende wird durch das Wort „und“ er- 
setzt.

h) Folgende Nr. 30 wird angefügt:

„30.	 Landratsamt Wunsiedel i.Fichtelgebirge.“

2. Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 3 wird das Wort „und“ durch ein Komma
ersetzt.

b) Nach Nr. 3 werden die folgenden Nrn. 4 und 5
eingefügt:

„4.	 Stadt Nürnberg,

5. Stadt Passau und“.

c) Die bisherige Nr. 4 wird Nr. 6.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft.
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München, den 1. Februar 2023

Bayerisches Staatsministerium 
für Wohnen, Bau und Verkehr

Christian B e r n r e i t e r , Staatsminister
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2030-1-10-1-L

Verordnung  
zur Änderung der  

Ausbildungskapazitätsverordnung 
Forst

vom 7. Februar 2023

Auf Grund des Art. 8 Abs. 1 des Forstzulassungsge-
setzes (FoZulG) vom 10. Juni 1992 (GVBl. S. 150, BayRS 
2030-1-10-L), das zuletzt durch § 27 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2011 (GVBl. S. 689) geändert worden ist, 
verordnet das Bayerische Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten:

§ 1

In § 1 Satz 2 der Ausbildungskapazitätsverordnung 
Forst (AusbKapV/Forst) vom 4. Januar 1999 (GVBl. S. 32, 
BayRS 2030-1-10-1-L), die zuletzt durch Verordnung vom 
23. Februar 2017 (GVBl. S. 34) geändert worden ist, wird 
die Angabe „2017 bis 2022“ durch die Angabe „2023 bis 
2027“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft.

München, den 7. Februar 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Michaela K a n i b e r , Staatsministerin
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2030-2-21-WK

Ausführungsverordnung  
zum Bayerischen Hochschulinnovationsgesetz 

(AVBayHIG)

vom 13. Februar 2023

Auf Grund des Art. 55 Abs. 2 Satz 1 und 2 und des 
Art.  96 Abs.  7 Satz  3 des Bayerischen Hochschulinno-
vationsgesetzes (BayHIG) vom 5.  August 2022 (GVBl. 
S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das durch § 3 des Geset-
zes vom 23.  Dezember 2022 (GVBl. S.  709) geändert
worden ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium
für Wissenschaft und Kunst im Einvernehmen mit dem
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und für
Heimat:

Teil 1

Lehrverpflichtung, Gesamtlehrdeputat

Kapitel 1

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Eigenverantwortung der Hochschulen, 
Zuständigkeiten

(1) 1Die Hochschule regelt eigenverantwortlich, nach
welchen Grundsätzen die Erfüllung der Lehrverpflich-
tung, die Gewährung von Ermäßigungen, die Anordnung 
von Abweichungen von der Lehrverpflichtung sowie die 
Gewichtung und Anrechnung von Lehrtätigkeiten ge-
mäß § 10 innerhalb der Hochschule umgesetzt werden. 
2Die Hochschulleitung erlässt hierzu im Einvernehmen 
mit dem Senat Leitlinien, die für die nach dieser Verord-
nung zu treffenden Entscheidungen Kriterien festlegen, 
ein nachvollziehbares Verfahren gewährleisten und eine 
hinreichende Dokumentation der Entscheidungen sicher-
stellen. 3Art. 9 Satz 4 des Bayerischen Hochschulinnova-
tionsgesetzes (BayHIG) gilt entsprechend.

(2) Nehmen Lehrpersonen im öffentlichen Interesse
Aufgaben außerhalb ihrer Hochschule wahr, die die Aus-
übung der Lehrtätigkeit ganz oder teilweise ausschließen, 
kann die Präsidentin oder der Präsident für die Dauer 
der Wahrnehmung dieser Aufgaben im Rahmen des De-
putats-Budgets nach § 7 die Lehrverpflichtung ermäßigen 
oder von der Lehrverpflichtung freistellen.

(3) Der Präsidentin oder dem Präsidenten kann in
den zwei auf das Ende der Amtszeit folgenden Semes-
tern vom Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst 
(Staatsministerium) die Lehrverpflichtung bis zur Hälfte 
ermäßigt werden, wenn dies mit der Sicherstellung des 
Lehrangebots vereinbar ist.

§ 2

Sicherstellung des Lehrangebots

(1) 1Der Umfang der Lehrverpflichtung wird in Lehr-
veranstaltungsstunden ausgedrückt. 2Eine Lehrveran-
staltungsstunde bildet dabei den Aufwand ab, den eine 
ordnungsgemäß vor- und nachbereitete 45-minütige Prä-
senzvorlesung regelmäßig erfordert.

(2) 1Die Regellehrverpflichtung gibt den Umfang der
Lehrverpflichtung an, den das hauptberufliche wissen-
schaftliche und künstlerische Personal an der Hochschu-
le regelmäßig zu erfüllen hat. 2Die konkrete Festsetzung 
der Lehrverpflichtung erfolgt durch die Präsidentin oder 
den Präsidenten innerhalb des durch die Vorschriften die-
ser Verordnung und die Leitlinien nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
gesetzten Rahmens nach pflichtgemäßem Ermessen. 
3Soweit Lehrpersonal auf Stellen beschäftigt wird, für die 
eine abweichende Lehrverpflichtung vorgesehen ist, er-
folgt die Festsetzung entsprechend. 4In Einzelfällen kann 
das Staatsministerium im Einvernehmen mit dem Staats-
ministerium der Finanzen und für Heimat für Lehrpersonal 
nach den Sätzen 1 und 3 abweichende Lehrverpflichtun-
gen außerhalb des Deputats-Budgets nach § 7 festlegen.

(3) 1Die Präsidentin oder der Präsident kann, wenn
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, für die Dau-
er eines Semesters Abweichungen von der Regellehr-
verpflichtung festsetzen, die von der Lehrperson selbst 
ausgeglichen werden. 2Dabei sind Unterschreitungen 
abgesehen von Ausnahmefällen, die an der jeweiligen 
Hochschule zeitgleich umgerechnet höchstens drei von 
hundert Verpflichteten betreffen dürfen, höchstens bis zur 
Hälfte und Überschreitungen stets nur bis zum Doppelten 
der Regellehrverpflichtung zulässig und übertragbar. 3Der 
Ausgleich der Unterschreitungen hat innerhalb von drei 
Jahren zu erfolgen. 4Überschreitungen, die bis zum Ende 
des Dienstverhältnisses nicht ausgeglichen werden,  
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verfallen.

(4) 1Die Präsidentin oder der Präsident kann Abwei-
chungen von der Regellehrverpflichtung von in der Regel 
bis zu 50 % festsetzen, wenn ein hierdurch entfallendes 
Lehrangebot ausgeglichen wird durch

1.	 Übernahme der Lehrverpflichtung innerhalb des je-
weiligen Semesters durch mindestens eine andere 
Lehrperson der Lehreinheit mit der Maßgabe, dass 
Professorinnen und Professoren nur untereinander 
ausgleichen dürfen; an Kunsthochschulen kann der 
Ausgleich auch durch Gastprofessorinnen oder Gast-
professoren und Lehrbeauftragte erfolgen, oder

2.	 zusätzliche Lehrkapazitäten finanziert aus Mitteln öf-
fentlicher oder privater Dritter sowie spezieller Pro-
gramme. 

2In Organisationseinheiten nach Art.  29 Abs.  3 BayHIG 
mit weniger als vier Professuren ist ein Ausgleich nach 
Satz  1 Nr.  1 auch durch andere Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer (Art. 19 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayHIG) 
möglich.

(5) Die Lehre soll vorrangig und überwiegend durch 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer angeboten 
und von diesen persönlich erbracht werden. 

(6) Bei der Festsetzung der individuellen Lehrverpflich-
tung, der Gewichtung und Anerkennung von Lehrformaten 
und der Anrechnung von Lehrveranstaltungen ist auf einen 
effizienten Umgang mit dem Personal zu achten.

(7) 1Eine Lehrverpflichtung besteht nicht, soweit an 
neu gegründeten Hochschulen, in neu errichteten Fakul-
täten oder in neu eingeführten Studiengängen der Lehr-
betrieb noch nicht aufgenommen ist. 2Das Gleiche gilt, 
soweit eine Lehrtätigkeit insbesondere mangels der er-
forderlichen Einrichtungen nicht ausgeübt werden kann. 
3In den Fällen des Satzes 1 und 2 sollen der Lehrperson 
andere Aufgaben zugewiesen werden. 

(8) 1Ermäßigungen der Lehrverpflichtung werden nur 
mit Wirkung für die Zukunft gewährt. 2Ermäßigungen der 
Lehrverpflichtung sind zu befristen.

Kapitel 2

Umfang der Regellehrverpflichtung

§ 3

Regellehrverpflichtung an Universitäten

(1) An Universitäten haben die Lehrpersonen im Be-
amtenverhältnis folgende semesterwöchentliche Regel-
lehrverpflichtung:

1. Professorinnen und Professoren 9 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,
2. Professorinnen und Professoren 

im Rahmen einer Lehrprofessur 
(Art. 59 Abs. 1 Satz 6 BayHIG)

12 bis 16 Lehr-
veranstaltungs-

stunden,
3. Juniorprofessorinnen und Juni-

orprofessoren
a)	 in der ersten Phase (Art. 63 

Abs. 2 Satz 1 BayHIG)
5 Lehrver- 

anstaltungs- 
stunden,

b)	 in der zweiten Phase 
(Art. 63 Abs. 2 Satz 2, 5 und 
6 BayHIG)

7 Lehrveranstal-
tungsstunden,

4. Akademische Oberrätinnen und 
Oberräte im Beamtenverhältnis 
auf Zeit (Art. 73 Abs. 5 BayHIG)

7 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,
5. Professorinnen und Professo-

ren der Besoldungsstufe W 2 
auf Stellen nach Art. 58 Abs. 4 
BayHIG

6 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,

6. Akademische Rätinnen und 
Räte im Beamtenverhältnis auf 
Zeit (Art. 73 Abs. 5 BayHIG)

5 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,
7. Wissenschaftliche Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeiter im Beamten-
verhältnis, soweit ihnen Lehrauf-
gaben übertragen werden, eine 
Lehrverpflichtung von höchstens

10 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,

8. Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben, je nach dem Umfang der 
sonstigen Dienstaufgaben,

13 bis 18 Lehr-
veranstaltungs-

stunden.

(2) 1Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern rich-
tet sich die Lehrverpflichtung nach der jeweiligen Aus-
gestaltung ihres Dienstverhältnisses. 2Nehmen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer auf Grund vertraglicher 
Vereinbarung die Dienstaufgaben einer der in Abs. 1 Nr. 1 
bis 8 genannten Lehrpersonen wahr, haben sie die für 
diese Lehrperson jeweils festgelegte Lehrverpflichtung 
zu erfüllen. 3Eine geringere Lehrverpflichtung als die in 
Satz 2 genannte darf unbeschadet des § 2 Abs. 2 Satz 4 
nicht vereinbart werden. 4Bei wissenschaftlichen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern in befristeten Arbeitsverhältnis-
sen ist die Lehrverpflichtung auf fünf Lehrveranstaltungs-
stunden festzusetzen. 5In befristeten Dienstverhältnissen 
wissenschaftlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nach 
Art. 73 Abs. 2 BayHIG kann die Lehrverpflichtung in be-
sonderen Fällen auf bis zu zwei Lehrveranstaltungsstun-
den reduziert festgesetzt werden. 6Wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter in befristeten Dienstver-
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hältnissen, die über mindestens ein Semester eine um 
mindestens zwei Stunden erhöhte Lehrleistung erbracht 
haben, können in besonderen Fällen zur Förderung eige-
ner Forschungstätigkeit für ein Semester unter Belassung 
ihrer Bezüge auch vollständig von der Lehrverpflichtung 
befreit werden. 7Wenn wissenschaftlichen Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern ausdrücklich Aufgaben nach Abs. 1 
Nr. 7 im Rahmen eines befristeten Programms oder bis 
zur endgültigen Besetzung einer Stelle übertragen wer-
den, ist die Lehrverpflichtung auf grundsätzlich zehn 
Lehrveranstaltungsstunden festzusetzen. 

(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Be-
amtinnen und Beamte, die nicht im Umfang der regelmä-
ßigen Arbeitszeit beschäftigt werden, haben die entspre-
chende anteilige Lehrverpflichtung. 

(4) 1In der Vorlesungszeit haben Professorinnen und
Professoren sowie Juniorprofessorinnen und Juniorpro-
fessoren ihr Lehrangebot bei voller Lehrverpflichtung 
grundsätzlich an mindestens drei Tagen in der Woche zu 
erbringen. 2Die zur Verfügung stehenden Vorlesungsta-
ge sollen ausgeschöpft werden. 3Ausnahmen von Satz 1 
dürfen nur bei Vorliegen wichtiger Gründe durch die Prä-
sidentin oder den Präsidenten erteilt werden.

(5) Soweit Lehrpersonen an Universitäten aus-
schließlich oder überwiegend in Studiengängen im Sinne 
des Art. 88 Abs. 2 Satz 1 BayHIG eingesetzt sind, finden 
die für Hochschulen für angewandte Wissenschaften gel-
tenden Bestimmungen dieser Verordnung entsprechende 
Anwendung.

§ 4

Regellehrverpflichtung an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften

(1) An Hochschulen für angewandte Wissenschaften
haben die Lehrpersonen im Beamtenverhältnis folgende 
semesterwöchentliche Regellehrverpflichtung:

1. Professorinnen und Professoren 18 Lehrveranstal-
tungsstunden,

2. Nachwuchsprofessorinnen und
Nachwuchsprofessoren

6 bis 9 Lehr- 
veranstaltungs- 

stunden,
3. Lehrkräfte für besondere Auf-

gaben, soweit diese der vierten
Qualifikationsebene (Akade-
mische Rätinnen und Räte)
angehören,

19 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,

4. Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben, soweit diese der dritten
Qualifikationsebene angehören,

23 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden.

(2) 1Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern rich-
tet sich die Lehrverpflichtung nach der jeweiligen Aus-
gestaltung ihres Dienstverhältnisses. 2Nehmen Arbeit-
nehmerinnen oder Arbeitnehmer auf Grund vertraglicher 
Vereinbarung die Dienstaufgaben einer der in Abs. 1 Nr. 1 
bis 4 genannten Lehrpersonen wahr, haben sie die für 
diese Lehrperson jeweils festgelegte Lehrverpflichtung 
zu erfüllen. 3Eine geringere Lehrverpflichtung darf unbe-
schadet des § 2 Abs. 2 Satz 4 nicht vereinbart werden.

(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Be-
amtinnen und Beamte, die nicht im Umfang der regelmä-
ßigen Arbeitszeit beschäftigt werden, haben die entspre-
chende anteilige Lehrverpflichtung.

(4) 1In der Vorlesungszeit haben Professorinnen und
Professoren ihr Lehrangebot bei einer Lehrverpflichtung 
von mindestens 16 Lehrveranstaltungsstunden in der Re-
gel an mindestens vier Tagen in der Woche, im Übrigen 
an mindestens drei Tagen in der Woche zu erbringen. 
2Die zur Verfügung stehenden Vorlesungstage sollen 
ausgeschöpft werden. 3Ausnahmen von Satz 1 dürfen nur 
bei Vorliegen wichtiger Gründe durch die Präsidentin oder 
den Präsidenten erteilt werden.

§ 5

Regellehrverpflichtung an 
Kunsthochschulen

(1) An Kunsthochschulen haben die Lehrpersonen
im Beamtenverhältnis folgende semesterwöchentliche 
Regellehrverpflichtung:

1. Professorinnen und Professoren
mit Lehrtätigkeit in künstlerisch-
praktischen und künstlerisch-
theoretischen Fächern

19 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,

2. Professorinnen und Professoren
mit Lehrtätigkeit in künstlerisch- 
praktischen und künstlerisch-
theoretischen Fächern, im
Rahmen einer Lehrprofessur
(Art. 59 Abs. 1 Satz 6 BayHIG)

bis 23 Lehrver-
anstaltungs- 

stunden,

3. Professorinnen und Professoren
in den wissenschaftlichen
Fächern

9 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,
4. Professorinnen und Professoren

in den wissenschaftlichen
Fächern, im Rahmen einer
Lehrprofessur (Art. 59 Abs. 1
Satz 6 BayHIG)

17 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,

5. Juniorprofessorinnen und
Juniorprofessoren in wissen-
schaftlichen Fächern
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a)	 in der ersten Phase  
(Art. 63 Abs. 2 Satz 1  
BayHIG)

5 Lehrveran- 
staltungs- 
stunden,

b)	 in der zweiten Phase  
(Art. 63 Abs. 2 Satz 2, 5  
und 6 BayHIG)

7 Lehrveran- 
staltungs- 
stunden,

6. Juniorprofessorinnen und  
Juniorprofessoren in  
künstlerischen Fächern
a)	 in der ersten Phase  

(Art. 63 Abs. 2 Satz 1  
BayHIG)

11 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,
b)	 in der zweiten Phase  

(Art. 63 Abs. 2 Satz 2, 5  
und 6 BayHIG)

14 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,
7. für Lehrkräfte für besondere 

Aufgaben in der Laufbahn 
der Akademischen Rätin und 
des Akademischen Rats

22 Lehrver- 
anstaltungs- 

stunden,

8. Lehrkräfte für besondere  
Aufgaben in der Laufbahn  
der Fachlehrerin und des  
Fachlehrers

28 Lehrver- 
anstaltungs-

stunden,

9. Akademische Rätinnen und 
Räte im Beamtenverhältnis 
auf Zeit mit der Funktion  
künstlerische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (Art. 73 Abs. 5 
BayHIG)

10 Lehrveran-
staltungs- 
stunden,

10. Akademische Rätinnen und 
Räte im Beamtenverhältnis auf 
Zeit mit der Funktion wissen-
schaftliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter (Art. 73 Abs. 5 
BayHIG)

5 Lehrver
anstaltungs- 

stunden.

(2) 1Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
richtet sich die Lehrverpflichtung nach der Ausgestal-
tung des Dienstverhältnisses. 2Nehmen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer auf Grund vertraglicher 
Vereinbarung die gleichen Dienstaufgaben wahr wie 
die in Abs.  1 genannten Beamtinnen und Beamten, 
haben sie die für diese jeweils festgelegte Lehrver-
pflichtung zu erfüllen. 3Eine geringere Lehrverpflich-
tung darf unbeschadet des §  2 Abs.  2 Satz  4 nicht 
vereinbart werden. 4Für die Lehrverpflichtung der ne-
benberuflich tätigen Abteilungsleiterinnen und Abtei-
lungsleiter der Hochschule für Fernsehen und Film gilt 
Satz 1 entsprechend. 5§ 3 Abs. 2 Satz 4 bis 7 gilt ent- 
sprechend.

(3) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Be-
amtinnen und Beamte, die nicht im Umfang der regelmä-
ßigen Arbeitszeit beschäftigt werden, haben die entspre-
chende anteilige Lehrverpflichtung.

§ 6 

Ermäßigung der Regellehrverpflichtung bei  
Schwerbehinderung

1Die Lehrverpflichtung schwerbehinderter Menschen 
im Sinn des Neunten Buches Sozialgesetzbuch kann er-
mäßigt werden bei einem Grad der Behinderung von

1. mindestens 50 bis zu 12 %,
2. mindestens 70 bis zu 18 %,
3. mindestens 90 bis zu 25 %.

2Die Ermäßigung wird bei einem sich ergebenden Bruch-
teil ab 0,5 auf volle Lehrveranstaltungsstunden aufgerun-
det, bei einem Bruchteil unter 0,5 auf volle Lehrveranstal-
tungsstunden abgerundet.

§ 7 

Deputats-Budget

(1) Jede Hochschule erhält bezogen auf einzelne 
Semester oder bezogen auf eine bestimmte Zahl von 
Semestern eine Zahl von Lehrveranstaltungsstunden zu-
gewiesen, die sie zur Ermäßigung der Lehrverpflichtung 
ihres Lehrpersonals verwenden kann, ohne dass die Er-
mäßigung anderweitig ausgeglichen werden muss (De-
putats-Budget).

(2) 1Das Deputats-Budget ergibt sich aus:

1.	 einem Prozentsatz der Lehrveranstaltungsstunden 
aller der jeweiligen Hochschule zur Verfügung ste-
henden Stellen für hauptberufliches Lehrpersonal; 
dieser beträgt für

a) Universitäten 3 %,
b) Universitäten mit Klinika im Sinne 

des Bayerischen Universitätsklinika-
gesetzes

4,5 %,

c) Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften

5 %,

d) Kunsthochschulen 8 %;

2.	 einem weiteren Anteil von 7 % der Lehrveranstal-
tungsstunden aller der jeweiligen Hochschule zur 
Verfügung stehenden Stellen für hauptberufliches 
Lehrpersonal für Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften;

3.	 den der Regellehrverpflichtung entsprechenden Zahl 
von Lehrveranstaltungsstunden von Stellen, die im 
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Haushaltsplan mit einer entsprechenden Zweckbe-
stimmung oder als kapazitätsneutral ausgewiesen 
werden.

2Die Festsetzung des Deputats-Budgets erfolgt auf An-
trag der Hochschule durch das Staatsministerium. 

(3) 1Bei einer Ermäßigung, die auf Abs. 1 in Verbin-
dung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gestützt wird, ist eine ge-
gebenenfalls zugrundeliegende Zweckbestimmung zu 
beachten. 2In Lehreinheiten mit zulassungsbeschränkten 
Studiengängen ist bei einer Ermäßigung, die auf Abs. 1 
in Verbindung mit Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 gestützt wird, si-
cherzustellen, dass die Kapazität nicht verringert wird. 
3Für Zwecke der Selbstverwaltung und der Krankenver-
sorgung dürfen Ermäßigungen nur bis zu dem Umfange 
vorgenommen werden, wie sie nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
in das Deputats-Budget einfließen. 4Die Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften können aus dem Anteil am 
Deputats-Budget nach Abs. 2 Satz 1 Nr.  2 abweichend 
von Satz  3 zusätzlich bis zu 5 von 7  % für Selbstver-
waltungsaufgaben verwenden. 5Im Übrigen kann das 
Deputats-Budget zur Erfüllung aller Hochschulaufgaben 
verwendet werden.

§ 8

Innovationsklausel

Das Staatsministerium kann im Einvernehmen mit 
dem Staatsministerium der Finanzen und für Heimat 
auf Antrag einer Hochschule eine andere Verteilung der 
Lehrverpflichtung innerhalb einer Fakultät oder einer 
Lehreinheit zulassen, wenn dies kapazitätsneutral erfolgt, 
die nach Maßgabe dieser Verordnung zu ermittelnde Ge-
samtlehrverpflichtung dadurch nicht unterschritten wird 
und die Fakultät dem Antrag der Hochschule zustimmt.

Kapitel 3

Erfüllung der Lehrverpflichtung

§ 9

Erbringung der  
Gesamtlehrverpflichtung

(1) 1Die Hochschule hat sicherzustellen, dass in je-
dem Semester die sich nach den §§ 3 bis 7 für die Hoch-
schule ergebende Gesamtlehrverpflichtung über die 
festgesetzten Lehrverpflichtungen aller Lehrpersonen im 
Rahmen vorhandener Stellen und Mittel erbracht wird. 
2Bei der Festlegung von abweichenden Lehrverpflich

tungen gemäß § 1 sowie bei der Gewährung von Ermä-
ßigungen der Lehrverpflichtung gemäß der §§  6 und 7 
ist sicherzustellen, dass die ordnungsgemäße Erbringung 
des Lehrangebotes, das zur Erfüllung des Lehrbedarfs in 
den einzelnen Lehreinheiten gemäß den Studien- und 
Prüfungsordnungen vorgegeben ist, gewährleistet ist.

(2) Die Präsidentin oder der Präsident bestätigt 
dies gegenüber dem Staatsministerium jährlich bis zum 
31. Dezember schriftlich für das zurückliegende Studien-
jahr, das heißt für das Wintersemester mit dem folgenden 
Sommersemester. 

(3) Die Hochschule dokumentiert die Erfüllung der 
Gesamtlehrverpflichtung in geeigneter Form. 

§ 10

Arten und Gewichtung von  
Lehrveranstaltungen und Lehrtätigkeiten

(1) 1Die auf die Lehrverpflichtung anrechenbaren 
Arten von Lehrveranstaltungen und Betreuungstätigkei-
ten einschließlich digitaler Formate und deren jeweilige 
Gewichtung werden nach Maßgabe der Leitlinien gemäß 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 und unter Beachtung von § 2 Abs. 1 
und 6 festgelegt. 2In den Prüfungsordnungen, Studien-
ordnungen oder Studienplänen vorgesehene Lehrveran-
staltungen sind grundsätzlich auf die Lehrverpflichtung 
anzurechnen.

(2) Eine Anrechnung auf die Lehrverpflichtung setzt 
voraus, dass die Lehrveranstaltung während ihrer Durch-
führung von der Lehrperson aktiv betreut wird.

Teil 2

Promotionsrecht der Hochschulen für  
angewandte Wissenschaften

§ 11

Verleihung des Promotionsrechts für  
wissenschaftliche Einrichtungen

(1) 1Auf Antrag einer staatlichen oder staatlich aner-
kannten Hochschule für angewandte Wissenschaften in 
Bayern kann das Staatsministerium unter den Vorausset-
zungen des Art. 96 Abs. 7 Satz 1 und 2 BayHIG der Hoch-
schule für eine wissenschaftliche Einrichtung ein fachlich 
begrenztes Promotionsrecht verleihen. 2Die Ausübung 
des Promotionsrechts ist auf höchstens sieben Jahre zu 
befristen.
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(2) Über den Antrag entscheidet das Staatsministeri-
um schriftlich durch Verwaltungsakt. 

§ 12

Verfahren

(1) 1Das Verfahren wird durch Antrag der Hoch-
schule eingeleitet. 2Das Staatsministerium kann den 
Antrag ohne Einleitung eines Begutachtungsverfahrens 
ablehnen, wenn die Verleihungsvoraussetzungen of-
fensichtlich nicht erfüllt sind. 3Soweit das Promotions-
recht verliehen wird, wird der Verwaltungsakt nach § 11 
Abs. 2 im Bayerischen Ministerialblatt öffentlich bekannt  
gemacht.

(2) 1Lehnt das Staatsministerium den Antrag nicht 
nach Abs. 1 Satz 2 ab, setzt es zur Bewertung der Vo-
raussetzungen nach Art. 96 Abs. 7 Satz 1 BayHIG eine 
Kommission aus mindestens fünf Gutachern ein, die mit 
externen, unabhängigen und in der Forschung einschlä-
gig ausgewiesenen Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftlern besetzt ist. 2Sämtliche Mitglieder der Kommis-
sion dürfen weder an der zu begutachtenden Hochschule 
tätig noch dort innerhalb von fünf Jahren vor Antragstel-
lung tätig gewesen oder ihr auf andere Weise verbunden 
sein. 3Der Kommission gehören mindestens jeweils eine 
Professorin oder ein Professor einer Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften und einer Universität sowie 
ein Vertreter einer außeruniversitären Forschungseinrich-
tung, der die Einstellungsvoraussetzungen nach Art. 57 
Abs. 1 Satz 1, 3 und 4 BayHIG erfüllen muss, an. 4Der 
Kommission soll weiterhin ein Vertreter eines Unter-
nehmens angehören, der mindestens durch Promotion 
wissenschaftlich ausgewiesen ist und über Erfahrung in 
der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden in der beruflichen Praxis ver-
fügt. 5Auf eine angemessene Vertretung von Frauen in 
der Kommission ist zu achten. 

(3) 1Ein Antrag auf Verlängerung der Verleihung des 
Promotionsrechts soll spätestens zwölf Monate vor Ende 
der Befristung gestellt werden. 2Auf das Verlängerungs-
verfahren finden die Abs. 1 und 2 Anwendung. 3Im Rah-
men eines Verlängerungsverfahrens umfasst die Begut-
achtung auch, ob die Hochschule etwaige Empfehlungen 
des vorangegangenen Gutachtens beachtet und umge-
setzt hat.

(4) Wird der Antrag auf Verlängerung abgelehnt 
oder das Promotionsrecht widerrufen, können Dokto-
randinnen und Doktoranden ihre zu diesem Zeitpunkt 
bereits angenommenen Promotionsvorhaben innerhalb 
von sechs Jahren nach Ende des Promotionsrechts zu 
Ende führen.

§ 13

Verleihungsvoraussetzungen

(1) 1Für die in Art. 96 Abs. 7 Satz 1 BayHIG vorausge-
setzte angemessene Forschungsstärke muss die Hoch-
schule mindestens gewährleisten, dass

1.	 der wissenschaftlichen Einrichtung in der Regel min-
destens zwölf Professorinnen und Professoren ange-
hören, die die Voraussetzungen nach den Abs. 2 und 3  
erfüllen,

2.	 die Gruppe der Professorinnen und Professoren nach 
Nr. 1 innerhalb des Forschungsbereichs ein angemes-
sen differenziertes Forschungsspektrum abdeckt,

3.	 in der Gruppe der Professorinnen und Professoren 
nach Nr. 1 angemessene Erfahrung bei der Betreu-
ung von Promotionsverfahren und in der Bewertung 
von Dissertationen besteht und

4.	 die Qualität der Promotionsverfahren insbesondere 
durch Regelungen in einer Satzung einer Hochschu-
le gesichert werden, nach denen

a)	 bei der Erstbegutachtung in Promotionsverfah-
ren nur Professorinnen und Professoren tätig 
werden dürfen, die die Voraussetzungen nach 
Abs. 2 erfüllen und über angemessene Erfahrung 
bei der Betreuung von Promotionsverfahren und 
in der Bewertung von Dissertationen verfügen,

b)	 für Professorinnen und Professoren, die wäh-
rend der Laufzeit der Befristung des Promotions-
rechts Mitglieder der wissenschaftlichen Einrich-
tung werden, die Voraussetzungen nach Abs. 2 
gegeben sind.

2Für die Ermittlung der Forschungsstärke der wissen-
schaftlichen Einrichtung können weitere Kriterien, insbe-
sondere die fachspezifischen Besonderheiten und Anfor-
derungen auf dem entsprechenden Forschungsgebiet, 
berücksichtigt werden.

(2) 1Professorinnen und Professoren nach Abs.  1 
Satz 1 Nr. 1 müssen mindestens

1.	 eine besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Ar-
beit durch die Qualität einer Promotion nachweisen,

2.	 nicht länger als fünf Jahre zurückliegende heraus-
ragende Leistungen in der anwendungsbezogenen 
Forschung nachweisen, insbesondere

a)	 die wettbewerbliche Einwerbung von Drittmitteln 
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für die Forschung von in der Regel mindestens 
300 000 € in technischen Fächern oder mindes-
tens 150 000 € in nicht-technischen Fächern in 
einem Zeitraum von drei Jahren und

b) in den letzten drei Jahren in der Regel mindes-
tens folgende Veröffentlichungen, von denen bei
mindestens der Hälfte die Entscheidung über die
Annahme auf der Grundlage wissenschaftlicher
Stellungnahmen getroffen worden ist:

aa)	 in technischen Fächern sechs,

bb)	 in nicht-technischen Fächern sieben.

2Zudem muss ihnen für die Durchführung anwendungs-
bezogener Forschungs- und Entwicklungsvorhaben eine 
Ermäßigung ihrer Lehrverpflichtung im Umfang von min-
destens vier Lehrveranstaltungsstunden gewährt sein. 
3Professorinnen und Professoren sind nach Satz 1 Nr. 2 
hinreichend qualifiziert, wenn sie die Voraussetzung 
des Art. 57 Abs. 1 Satz 1, 3 und 4 BayHIG erfüllen. 4Die 
Beträge der einzuwerbenden Drittmittel in Satz  1 Nr.  2 
Buchst.  a erhöhen sich alle drei Jahre zum 1.  Januar 
um 7 % und werden in der jeweils geltenden Höhe durch 
das Staatsministerium bekannt gemacht. 5Die Zeiträume 
nach Satz 1 Nr. 2 verlängern sich für Zeiten der Betreu-
ung eines Kindes oder mehrerer Kinder unter 18 Jahren 
und Zeiten für die Pflege eines oder mehrerer pflegebe-
dürftiger Angehörigen um bis zu zwei Jahre je Kind oder 
Pflegefall.

(3) 1Anstelle der in Abs.  2 Satz  1 Nr.  2 genannten
Nachweise für herausragende Leistungen können auch in 
der anwendungsbezogenen Forschung einschließlich in 
der beruflichen Praxis erbrachte geeignete Forschungs-
tätigkeiten sowie erteilte Patente berücksichtigt werden, 
soweit diese ein den Leistungen nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
vergleichbares Gewicht haben. 2Nachweise im Sinne des 
Satzes 1 können auch für Fachbereiche Berücksichti-
gung finden, die an Universitäten nicht vorkommen, wie 
etwa Soziale Arbeit, Pflege und Gesundheit.

(4) 1Es muss gewährleistet sein, dass an der Hoch-
schule in angemessenem Umfang Bachelor- und Mas-
terstudiengänge angeboten werden, in deren Lehrver-
anstaltungen die wissenschaftliche Arbeit des jeweiligen 
Forschungsbereichs Eingang finden kann. 2Die Doktoran-
dinnen und Doktoranden sollen in die Lehre eingebunden 
und in promotionsbegleitenden Seminarprogrammen für 
eine Tätigkeit in Wissenschaft und Forschung qualifiziert 
werden.

(5) Die Hochschule unterrichtet das Staatsministeri-
um unverzüglich über Änderungen, die Auswirkungen auf 
die Voraussetzungen für die Verleihung des Promotions-

rechts haben.

§ 14

Zusammenwirken von Hochschulen

1Die antragstellende Hochschule kann zur Erfüllung 
der Kriterien nach § 13 Abs. 1 durch Vereinbarung mit bis 
zu drei weiteren Hochschulen zusammenwirken. 2Wirkt 
die antragstellende Hochschule mit mehr als einer wei-
teren Hochschule zusammen, erhöht sich die Anzahl der 
nach § 13 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 erforderlichen Mitglieder 
der wissenschaftlichen Einrichtung je zusätzlicher Hoch-
schule um drei. 3Bei einem Zusammenwirken nach Satz 1 
müssen jeweils mindestens drei Professorinnen und Pro-
fessoren aller weiteren Hochschulen, die die Vorausset-
zungen nach § 13 Abs. 2 erfüllen, als Mitglieder der wis-
senschaftlichen Einrichtung mitwirken. 4Die Mehrheit der 
Professorinnen und Professoren, die der wissenschaftli-
chen Einrichtung als Mitglieder angehören, sollen in der 
Regel Mitglieder der antragstellenden Hochschule sein. 

Teil 3

Übergangs- und Schlussvorschriften

§ 15

Übergangsvorschriften 

(1) 1Soweit Lehrpersonen auf Grund der vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung geltenden Bestimmungen 
eine Ermäßigung der Lehrverpflichtung gewährt wurde, 
bleibt diese unberührt. 2Gleiches gilt für Einzelfallent-
scheidungen des Staatsministeriums der Finanzen und 
für Heimat zu Lehrverpflichtungsermäßigungen ohne das 
Erfordernis eines kapazitätsneutralen Ausgleichs. 3Die 
entsprechenden Lehrverpflichtungsermäßigungen wer-
den auf das Deputats-Budget nach § 7 angerechnet. 

(2) Soweit Hochschulen noch keine Leitlinien im
Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 2 erlassen haben, längstens 
aber bis zum Ablauf des 28.  Februar 2025, finden die 
Vorschriften der Lehrverpflichtungsverordnung in der am 
28. Februar 2023 geltenden Fassung auf diese Hoch-
schulen weiterhin Anwendung.

§ 16

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. März 2023 in Kraft.
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(2) Die Lehrverpflichtungsverordnung (LUFV) vom 
14. Februar 2007 (GVBl. S. 201, BayRS 2030-2-21-WK), 
die durch § 1 Abs. 73 der Verordnung vom 26. März 2019 
(GVBl. S.  98) geändert worden ist, tritt mit Ablauf des 
28. Februar 2023 außer Kraft.

(3) § 15 Abs. 2 tritt mit Ablauf des 28. Februar 2025 
außer Kraft.

München, den 13. Februar 2023

Bayerisches Staatsministerium  
für Wissenschaft und Kunst

Markus B l u m e , Staatsminister
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2126-1-21-G

Verordnung 
zur Änderung der 

Siebzehnten Bayerischen  
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

vom 9. Februar 2023

Die Verordnung wurde nach Nr.  2.2 der Veröffent
lichungsbekanntmachung im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 66 vom 9. Februar 2023 bekannt gemacht. Die Begrün
dung hierzu wurde im Bayerischen Ministerialblatt Nr. 67 
vom 9. Februar 2023 veröffentlicht.

2230-2-4-WK

Verordnung  
zur Durchführung des  

Studierenden-Energiepreispauschalen-
gesetzes  

(EPPSG-Durchführungsverordnung – 
EPPSG-DV)

vom 14. Februar 2023

Die Verordnung wurde nach Nr.  2.2 der Veröffent
lichungsbekanntmachung im Bayerischen Ministerialblatt 
Nr. 85 vom 16. Februar 2023 bekannt gemacht. 
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